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Das „BKU-Journal“ ist die Mitglie-
derzeitschrift des Bundes Katho-
lischer Unternehmer. Über die 
Mitglieder hinaus richtet sich das 
„BKU-Journal“ an Führungskräfte, 
Multiplikatoren und Meinungsbild-
ner aus Wirtschaft, Politik, Gesell-
schaft und Kirche. Weitere Exempla-
re gehen an kirchliche Institutionen 
und Wirtschaftsverbände und wer-
den bei Veranstaltungen ausgelegt. 
Als Bund Katholischer Unternehmer 
e. V. verstehen wir uns als Vermittler 
der katholischen Soziallehre und 
als Förderer der Gesellschaftsord-
nung soziale Marktwirtschaft, und 
dies in Deutschland, in Europa und 
weltweit.
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Die Termine und Ausgaben des BKU Journals für Ihre Mediaplanung

Ausgabe Nr. Erscheinungstermine  
und Schwerpunktthemen Anzeigenschluss

01/2025 Juli 2025
Zukunft 30. April 2025

02/2025 November 2025
Leistung 30. September 2025



Mediadaten BKU-Journal

Umschlagseiten auf Anfrage.
Sämtliche Preise zzgl. MwSt.

Format Preise € / 4c
1/1 1.920
1/2 1.210
1/3 820
1/6 450

Beilagen Preise €
bis zu 25 g Gewicht 950
bis zu 50 g Gewicht 1.250

je weitere 25 g Gewicht 420



1/1 Seite m. 
Beschnitt
216 x 286 mm

1/2 Seite quer
185 x 120 mm

1/1 Seite o. 
Beschnitt
182 x 241 mm

1/2 Seite hoch
90 x 265 mm

1/3 Seite hoch
58 x 265 mm

1/3 Seite quer
185 x 80 mm

1/6 Seite hoch
58 x 130 mm

Format:
B 210 x H 280 mm
Sondergrößen und Anschnitt 
auf Anfrage möglich.
Satzspiegel:
B 182 x H 241 mm
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� Anzeigen-Preisliste, gültig ab 01.01.2025

Allgemeine Geschäftsbedingungen
Für Anzeigen und Fremdbeilagen im BKU-Journal

1. „Anzeigen-Auftrag“ im Sinne der nachfolgenden 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen ist der Vertrag 
über die Veröffentlichung einer oder mehrerer An-
zeigen eines Werbungstreibenden oder sonstigen 
Inserenten in einer Druckschrift zum Zwecke der 
Verbreitung. 
2. Anzeigen sind im Zweifel zur Veröffentlichung in-
nerhalb eines Jahres nach Vertragsabschluss abzu-
rufen. Ist im Rahmen eines Abschlusses das Recht 
zum Abruf einzelner Anzeigen eingeräumt, so ist der 
Auftrag innerhalb eines Jahres seit Erscheinen der 
ersten Anzeige abzuwickeln, sofern die erste Anzei-
ge innerhalb der in Satz 1 genannten Frist abgerufen 
und veröffentlicht wird. 
3. Bei Abschlüssen ist der Auftraggeber berechtigt, 
innerhalb der vereinbarten bzw. der in Ziffer 2 ge-
nannten Frist auch über die im Auftrag genannten 
Anzeigenmenge hinaus weitere Anzeigen abzurufen. 
4. Wird ein Auftrag aus Umständen nicht erfüllt, die 
der Verlag nicht zu vertreten hat, so hat der Auftrag-
geber, unbeschadet etwaiger weiterer Rechtspflich-
ten, den Unterschied zwischen dem gewährten und 
dem der tatsächlichen Abnahme entsprechenden 
Nachlass dem Verlag zu erstatten. Die Erstattung 
entfällt, wenn die Nichterfüllung auf höhere Gewalt 
im Risikobereich des Verlages beruht. 
5. Textteilanzeigen sind Anzeigen, die mit mindes-
tens drei Seiten an den Text und nicht an andere 
Anzeigen angrenzen. Textteilanzeigen, die aufgrund 
ihrer redaktionellen Gestaltung nicht als Anzeigen 
erkennbar sind, werden vom Verlag als Anzeigen ge-
kennzeichnet. 
6. Aufträge für Anzeigen und Fremdbeilagen, die er-
klärtermaßen ausschließlich in bestimmten Num-
mern, bestimmten Ausgaben oder an bestimmten 
Plätzen der Druckschrift veröffentlich werden sol-
len, müssen so rechtzeitig beim Verlag eingehen, 
das dem Auftraggeber noch der Anzeigenschluss 
mitgeteilt werden kann, wenn der Auftrag auf diese 
Weise nicht auszuführen ist. Rubrizierte Anzeigen 
werden in der jeweiligen Rubrik abgedruckt, ohne 
dass dies der ausdrücklichen Vereinbarung bedarf. 
7. Anzeigen, die aufgrund ihrer redaktionellen Ge-
staltung nicht als Anzeigen erkennbar sind, werden 
als solche vom Verlag mit dem Wort „Anzeige“ deut-
lich kenntlich gemacht. 
8. Der Verlag behält sich vor, Anzeigenaufträge – 
auch einzelne Abrufe im Rahmen eines Abschlusses 
– und Beilagenaufträge wegen des Inhalts, der Her-
kunft oder der technischen Form nach einheitlichen, 
sachlich gerechtfertigten Grundsätzen des Verlages 

abzulehnen, wenn deren Inhalt gegen Gesetze oder 
behördliche Bestimmungen verstößt oder deren 
Veröffentlichung für den Verlag unzumutbar ist. Dies 
gilt auch für Aufträge, die bei Geschäftsstellen, An-
nahmestellen oder Vertretern aufgegeben werden. 
Beilagenaufträge sind für den Verlag erst nach Vor-
lage eines Musters der Beilage und deren Billigung 
bindend. Beilagen, die durch Format oder Aufma-
chung beim Leser den Eindruck eines Bestandteils 
der Zeitung oder Zeitschrift erwecken der Fremdan-
zeigen enthalten, werden nicht angenommen. Die 
Ablehnung eines Auftrages wird dem Auftraggeber 
unverzüglich mitgeteilt. 
9. Für die rechtzeitige Lieferung des Anzeigentextes 
und einwandfreier Druckunterlagen oder der Beila-
gen ist der Auftraggeber verantwortlich. Für erkenn-
bar ungeeignete oder beschädigte Druckunterlagen 
fordert der Verlag unverzüglich Ersatz an. Der Ver-
lag gewährleistet die für den belegten Titel übliche 
Druckqualität im Rahmen der durch die Druckunter-
lagen gegebenen Möglichkeiten. 
10. Der Auftraggeber hat bei ganz oder teilweise un-
leserlichem, unrichtigem oder bei unvollständigem 
Abdruck der Anzeige Anspruch auf Zahlungsmin-
derung oder eine einwandfreie Ersatzanzeige, aber 
nur in dem Ausmaß, in dem der Zweck der Anzeige 
beeinträchtigt wurde. Lässt der Verlag eine ihm hier-
für gestellte angemessene Frist verstreichen oder ist 
die Ersatzanzeige erneut nicht einwandfrei, so hat 
der Auftraggeber das Recht auf Zahlungsminderung 
oder Rückgängigmachung des Auftrages. Schadens-
ersatzansprüche aus positiver Forderungsverlet-
zung, Verschulden bei Vertragsabschluss und un-
erlaubter Handlung sind – auch bei telefonischer 
Auftragserteilung – ausgeschlossen; Schadenser-
satzansprüche aus Unmöglichkeit der Leistung und 
Verzug sind beschränkt auf Ersatz des vorhersehba-
ren Schadens und auf das für die betreffende Anzei-
ge oder Beilage zu zahlende Entgelt. Dies gilt nicht 
für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit des Verlegers, 
seines gesetzlichen Vertreters und seines Erfül-
lungsgehilfen. Eine Haftung des Verlages für Schä-
den wegen des Fehlens zugesicherter Eigenschaften 
bleibt unberührt. Im kaufmännischen Geschäftsver-
kehr haftet der Verlag darüber hinaus auch nicht 
für grobe Fahrlässigkeit von Erfüllungsgehilfen; in 
den übrigen Fällen ist gegenüber Kaufleuten die 
Haftung für grobe Fahrlässigkeit dem Umfang nach 
auf den voraussehbaren Schaden bis zur Höhe des 
betreffenden Anzeigenentgelts beschränkt. Rekla-
mationen müssen (außer bei nicht offensichtlichen 



Mängeln) innerhalb von vier Wochen nach Eingang 
von Rechnung und Beleg geltend gemacht werden.
11. Probeabzüge werden nur auf ausdrücklichen 
Wunsch geliefert. Der Auftraggeber trägt die Ver-
antwortung für die Richtigkeit der zurückgesandten 
Probeabzüge. Der Verlag berücksichtigt alle Fehler-
korrekturen, die ihm innerhalb der bei der Übersen-
dung des Probeabzuges gesetzten Frist mitgeteilt 
werden. 
12. Sind keine besonderen Größenvorschriften gege-
ben, so wird die nach Art der Anzeige übliche, tat-
sächliche Abdruckhöhe der Berechnung zugrunde 
gelegt. 
13. Falls der Auftraggeber nicht Vorauszahlung leis-
tet, wird die Rechnung sofort, möglichst aber 14 
Tage nach Veröffentlichung der Anzeige, übersandt. 
Die Rechnung ist innerhalb der aus der Preisliste er-
sichtlichen, vom Empfang der Rechnung an laufen-
den Frist zu bezahlen, sofern nicht im einzelnen Fall 
eine andere Zahlungsfrist oder Vorauszahlung ver-
einbart ist. Etwaige Nachlässe für vorzeitige Zahlung 
werden nach der Preisliste gewährt. 
14. Bei Zahlungsverzug oder Stundung werden Zinsen 
lt. Preisliste sowie die Einziehungskosten berechnet. 
Der Verlag kann bei Zahlungsverzug die weitere Aus-
führung des laufenden Auftrages bis zur Bezahlung 
zurückstellen und für die restlichen Anzeigen Vor-
auszahlung verlangen. Bei Vorliegen begründeter 
Zweifel an der Zahlungsfähigkeit des Auftraggebers 
ist der Verlag berechtigt, auch während der Laufzeit 
eines Anzeigenabschlusses, das Erscheinen weiterer 
Anzeigen ohne Rücksicht auf ein ursprünglich ver-
einbartes Zahlungsziel von der Vorauszahlung des 
Betrages und von dem Ausgleich offenstehender 
Rechnungsbeträge abhängig zu machen. 
15. Der Verlag liefert mit der Rechnung auf Wunsch 
einen Anzeigenbeleg. Je nach Art und Umfang des 
Anzeigenauftrages werden Anzeigenausschnitte, 
Belegseiten oder vollständige Belegnummern gelie-
fert. Kann ein Beleg nicht mehr beschafft werden, so 
tritt an seine Stelle eine rechtsverbindliche Beschei-
nigung des Verlages über die Veröffentlichung und 
Verbreitung der Anzeige. 
16. Kosten für die Anfertigung bestellter Druckstö-
cke und Zeichnungen sowie für vom Auftraggeber 
gewünschte oder zu vertretende erhebliche Ände-
rungen ursprünglich vereinbarter Ausführungen hat 
der Auftraggeber zu tragen. 
17. Gerichtstand ist der Sitz des Verlages. Soweit An-
sprüche des Verlages nicht im Mahnverfahren gel-
tend gemacht werden, bestimmt sich der Gerichts-
stand bei Nicht-Kaufleuten nach deren Wohnsitz. 
Ist der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt des 
Auftraggebers zum Zeitpunkt der Klageerhebung 
unbekannt oder hat der Auftraggeber nach Ver-
tragsabschluss seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen 

Aufenthalt aus dem Geltungsbereich des Gesetzes 
verlegt, ist als Gerichtsstand der Sitz des Verlages 
vereinbart.
Zusätzliche Geschäftsbedingungen des Verlages 
a.	Es werden nur Anzeigen und Beilagen veröffent-
licht, die nach Form und Inhalt in den Rahmen des 
Herausgebers passen. 
b.	Die Werbungsvermittler und Werbeagenturen 
sind verpflichtet, sich in ihren Angeboten, Verträgen 
und Abrechnungen mit den Werbungtreibenden an 
die Preisliste des Verlages zu halten. Die vom Verlag 
gewährte Vermittlungsvergütung darf an die Auf-
traggeber weder ganz noch teilweise weitergegeben 
werden.
c.	 Jeder Auftrag wird erst nach schriftlicher Bestäti-
gung durch den Verlag rechtsverbindlich.
d.	Eine Änderung der Anzeigenpreisliste gilt ab In-
krafttreten auch für laufende Aufträge, nicht jedoch 
vor Ablauf von 4 Monaten nach Bekanntgabe.
e.	Der Auftraggeber trägt allein die Verantwortung 
für den Inhalt und die rechtliche Zulässigkeit der 
für die Insertion zur Verfügung gestellten Text- und 
Bildunterlagen. Dem Auftraggeber obliegt es, den 
Verlag von Ansprüchen Dritter freizustellen, die die-
sen aus der Ausführung des Auftrages, auch wenn 
er storniert sein sollte, gegen den Verlag erwach-
sen. Der Verlag ist nicht verpflichtet, Aufträge und 
Anzeigen daraufhin zu prüfen, ob durch sie Rechte 
Dritter beeinträchtigt werden. Erscheinen stornier-
te Anzeigen, so stehen dem Auftraggeber etwaige 
Ansprüche daraus nur im Rahmen der vorstehend 
abgedruckten Ziffer 10 der Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen zu.
f.	 Bei Betriebsstörungen oder Eingriffen durch hö-
here Gewalt (z.B. Arbeitskämpfe, Beschlagnahme 
und dgl.) hat der Verlag Anspruch auf volle Bezah-
lung der veröffentlichten Anzeigen, wenn die Auf-
träge mit 80% der garantierten verkauften Auflage 
erfüllt sind. Geringere Leistungen sind nach dem 
Tausender-Seitenpreis gemäß der im Tarif genann-
ten garantierten verkauften Auflage zu bezahlen.
g.	Die Pflicht zur Aufbewahrung von Druckunterla-
gen endet drei Monate nach Erscheinen der jewei-
ligen Anzeige, sofern nicht ausdrücklich eine andere 
Vereinbarung getroffen worden ist.
h.	Die Übersendung von mehr als zwei Farbvorlagen, 
die nicht termingerechte Lieferung der Druckunter-
lagen und der Wunsch nach einer von der Vorlage 
abweichenden Druckwiedergabe können Auswir-
kungen auf Plazierung und Druckqualität verursa-
chen. Etwaige Ansprüche hieraus können lediglich 
im Rahmen der vorstehend abgedruckten Ziffer 10 
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen geltend ge-
macht werden. Der Verlag muss sich die Berechnung 
entstehender Mehrkosten vorbehalten.


